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Ob Mittagspause, Znüni oder Zvieri: Nach Arbeitsgesetz muss eine Arbeitgeberin Pausen nicht bezahlen. Foto: Simon Glauser («20 Minuten»)

Bernhard Kislig

Erstmals hat einGericht bestätigt,
dassAngestellte fürdenGang zur
Toilette ausstempeln müssen,
wenn es die Arbeitgeberin ver-
langt.Dieser imvergangenen Jahr
publik gewordene und inzwi-
schen rechtskräftige Entscheid
des Kantonsgerichts Neuenburg
sorgt für Diskussionen, da die
meisten Unternehmen eineWC-
Pause als Arbeitszeit betrachten.

Zum Gerichtsverfahren kam
es aufgrund einer Kontrolle des
Büros für Beziehungen und Ar-
beitsbedingungen inNeuenburg
imZusammenhangmit Covid-19.
Dabei stellte die Behörde im Jahr
2021 bei der Uhrenherstellerin
Jean Singer & Cie. in Boudry fest,
dassAngestellte fürdieToiletten-
pause ausstempeln müssen. Die
Behörde taxierte das als illegal
undverlangte eineÄnderungdie-
ser Praxis. Dagegen wehrte sich
die Uhrenherstellerin,worauf es
zum Gerichtsverfahren kam.

Laut Gerichtsunterlagen ar-
gumentiert die Neuenburger Be-
hörde mit der Pflicht derArbeit-
geberin, die Gesundheit der An-
gestellten zu schützen. Die Jean
Singer & Cie. hält dem unter an-
derem entgegen, dass die Ange-
stellten «während ihrer Pausen-
zeit über viel Freiheit verfügen
und die Dauer im Ermessen je-
des Einzelnen liegt». Deshalb sei
von einer Pause im Sinne desAr-
beitsgesetzes auszugehen.

«Nur Arbeitszeit oder Pause,
aber nichts dazwischen»
Tatsächlich muss eine Arbeitge-
berin nachArbeitsgesetz Pausen
nicht bezahlen.Das gilt nicht nur
für die Mittagspause, sondern
auch für den Znüni oder den Zvi-
eri. Dasmagvielen nicht bewusst
sein, da Unternehmen häufig am

Vormittag und am Nachmittag
eine bezahlte Pause von einer
Viertelstunde gewähren. Auch
manche Gesamtarbeitsverträge
sehen bezahlte Pausen vor.

Vor Gericht erhält die Jean
Singer & Cie. schliesslich recht.
Die Richter begründen ihren Ent-
scheid damit, dass die Pause
rechtlich nicht klar definiert sei.
Das Gesetz verbiete es einer
Arbeitgeberin nicht ausdrück-
lich, den Toilettengang von der
Arbeitszeit auszuschliessen.

Das Neuenburger Gericht ver-
weist allerdings auf die Diskri-
minierung der Frauen, da diese
während derMenstruation häu-
figer dieToilette aufsuchenmüs-
sen. Es fordert von der Jean Sin-
ger & Cie. eine Lösung, um diese
Diskriminierung zu verhindern.
Gemäss Auskunft der Jean Sin-
ger & Cie. diskutiert sie derzeit
mit der zuständigen Behörde die
Umsetzung.

«Das Gericht ist in seinem
Entscheid davon ausgegangen,
dass es nurArbeitszeit oder Pau-
se gibt, aber nichts dazwischen»,
sagt RogerRudolph,Professor für
Arbeitsrecht an der Universität
Zürich. So betrachtet, sei das
Urteil logisch und konsequent
ausgefallen. Doch neben einer
solchen Schwarzweissbetrach-
tung gebe es imArbeitsrecht auch

Grauzonen. Berücksichtige man
diese, wirke das Urteil «befrem-
dendund kleinlich».Undweil das
Gericht für das Problem mit der
Diskriminierungvon Frauen kei-
ne Lösung vorgeschlagen habe,
lasse ihn das Urteil etwas ratlos
zurück, erläutert Rudolph.

Swatch Group hat
umgehend reagiert
Neben rechtlichenÜberlegungen
geht es bei dieser Praxis auch um
Reputation: Mit unbezahlten
WC-Pausen kann ein Unterneh-
men bei Arbeitskräften gewiss
nicht punkten.

DasWestschweizer Fernsehen
RTS, das dieses Urteil zuerst
publikmachte, verwies in seiner
Berichterstattung auf weitere
Betriebe in der Westschweizer
Uhrenbranche, bei denen Ange-
stellte für die WC-Pause aus-
stempelnmüssen.DarunterUni-
verso und Rubattel et Weyer-
mann in La Chaux-de-Fonds, die
beide zur Swatch Group zählen.
Wie die Swatch Group jetzt be-
stätigt, hat sie diese Praxis nach
Bekanntwerden sofort geändert:
Der Gang zur Toilette gilt jetzt
auch in diesen beiden Unter
nehmen wie bei der gesamten
Swatch Group als Arbeitszeit.

Nach Einschätzung von Dani-
elle Lützelschwab, Leiterin Ar-
beitsmarkt beimSchweizerischen
Arbeitgeberverband,müssenUn-
ternehmen das auf betrieblicher
Ebene regeln. Sie appelliert je-
doch an Arbeitgeberinnen, «eine
pragmatische Lösung zu suchen,
die auch die Bedürfnisse der Ar-
beitnehmenden berücksichtigt».

Die Frage,ob es umArbeitszeit
oder Pause geht, stellt sich nicht
nur beim Gang auf die Toilette.
Zudem gibt es Arbeitsunterbrü-
che, auf dieAngestellteAnspruch
habenund andere,welche dieAr-

beitgeberinverbieten kann.Doch
der Reihe nach: Gemäss Gesetz
gibt es bei einer Arbeitszeit von
mehr als 5,5 Stunden eine Vier-
telstunde Pause. Bei mehr als
7 Stunden beträgt die Pausenzeit
eine halbe Stunde.Und beimehr
als 9 Stunden Arbeit muss es
mindestens eine Stunde Pause
geben. Bei gleitenderArbeitszeit
ist für die Bemessung der Pau-
sen die durchschnittliche tägli-
che Arbeitszeit massgebend.

Wie erwähnt, sieht das Ar-
beitsgesetz für diese Unterbrü-
che aber grundsätzlich keine
Bezahlung vor. Mit einer Aus
nahme: Wenn Angestellte ihren
Arbeitsplatz nicht verlassen dür-
fen, gilt die Pause auch gemäss
Gesetz als Arbeitszeit.

Die folgende Übersicht hilft,
die Rechte und Pflichten vonAn-
gestellten im Zusammenhang
mit Arbeitsunterbrüchen besser
einzuordnen:
— WC-Pause: Angestellte dür-
fen jederzeit Toilettenpausen
einlegen, selbstwennUnterneh-
men dies gemäss dem Neuen-
burger Urteil nicht als Arbeits-
zeit abrechnen müssen.
— Rauchpause: Das ist klar kei-
neArbeitszeit.Angestellte haben
auch keinen Anspruch auf eine
solche Pause – dieArbeitgeberin
darf das also grundsätzlich ver-
bieten.
— Dringende Privatsache: Auch
bei dringendenAngelegenheiten
haben Angestellte aufgrund der
Fürsorgepflicht der Arbeitgebe-
rin Anspruch auf unbezahlte
Pausen.
— Privatgespräch: Streng nach
der Logik des Neuenburger Ur-
teilswäre auch das ein unbezahl-
ter Arbeitsunterbruch.

Urteil Kantonsgericht Neuenburg:
CDP.2024.36 (INT.2024.373)

WC-Pause ist keine Arbeitszeit,
wenndie Firmadas so anordnet
Gerichtsurteil Der Chef darf verlangen, dass Angestellte für die Toilettenpause ausstempeln.
Doch Frauen dürfen nicht diskriminiert werden, wenn sie häufiger aufs WCmüssen.

Beimehr als
9 Stunden Arbeit
muss es gemäss
Gesetzmindestens
eine Stunde Pause
geben.

—Wie gross ist
die Änderung bei
der Dienstpflicht für Frauen?
Die Revolution stand zur Wahl,
Viola Amherd hat sich aber für
einen vergleichsweise kleinen
Schritt entschieden: So sollen
Frauen künftig den Orientie-
rungstag der Armee besuchen
müssen. Ob sie danach die Rek-
rutenschule absolvieren und al-
lenfalls sogar eine Militärlauf-
bahn einschlagen, bleibt ihnen
weiterhin selbst überlassen – im
Gegensatz zu den Männern. Die
erste Verteidigungsministerin
der Schweiz wird also keine ei-
gentliche Dienstpflicht für Frau-
en einführen.

—Was verspricht sich
der Bundesrat davon?
Frauen sollten «einen vertieften
Einblick in dieMöglichkeiten und
Chancen in derArmee und imZi-
vilschutz» erhalten, schreibt der
Bundesrat in einer Medienmit-
teilung.Dasverbessere die Chan-
cengleichheit. Zudemerhofft sich
die Regierung – und zeigt sich
sogar «überzeugt» –, dass künf-
tigmehrFrauen freiwillig Dienst
leistenwerden,wenn sie amOri-
entierungstag waren.

—Können Schweizerinnen
und Schweizer über diese
Änderungmitentscheiden?
Einen einzelnen Tag für Frauen
obligatorisch zu machen, klingt
nach einem kleinen Schritt – for-
mell ist derAufwand aber gross.
Denn: Die Verfassung muss da-
für geändert werden. Dies, weil
die Frauen einen Tag am Ar-
beitsplatz fehlen. Zudem muss
der Bund ja auch die Pflicht
durchsetzen können, falls Frau-
en nicht am Orientierungstag
auftauchen. Und immer, wenn
der Bundesrat die Verfassung
ändert,muss er die Bevölkerung
automatischmitentscheiden las-
sen. Das heisst: Eswird eineAb-
stimmung geben.

—Was ändert sich
für die Männer?
Vorerst nichts. Aber allein mit
dem obligatorischen Orientie-
rungstag für Frauen werden die

künftigen Personalproblemevon
Armee und Zivilschutz kaumge-
löst. Der Bundesrat hat daher
Amherd einen zusätzlichenAuf-
trag erteilt: Ihre Leute sollen
zwei Varianten eines neuen
Dienstpflichtmodells prüfen.

—Was sind diese
beiden Varianten?
Ein Modell heisst «Sicherheits-
dienstpflicht». Dortmüssenwei-
terhin nur Männer Dienst leis-
ten. Zivildienst und Zivilschutz
würden aber zusammengelegt
zu einem neuen Katastrophen-
schutz. Das zweiteModell ist die
«bedarfsorientierte Dienst-
pflicht».Hierwürden auch Frau-
en in die Pflicht genommen.Am
Ende müssten aber nicht alle
Schweizerinnen und Schweizer
in die Armee, den Zivildienst
oder den Zivilschutz – sondern
nur diejenigen, die es braucht.
Gleichzeitig soll auch eine
Dienstpflicht für Ausländer ge-
prüft werden.

—Was steht sonst
noch zur Diskussion?
Derzeit ist eine Initiative zum
Thema hängig: Die Service-Cito-
yen-Initiative. Sie will, dass alle
Schweizerinnen und Schweizer
einen Dienst für die Allgemein-
heit leisten müssen. Entweder
in derArmee, im Zivilschutz oder
im Zivildienst. Der Bundesrat
lehnt die Initiative ab undmacht
keinen Gegenvorschlag. Bald ist
das Parlament an derReihe.Und
wenn es ebenfalls keinen Gegen-
vorschlag beschliesst, entschei-
den die Stimmbürgerinnen und
Stimmbürger dann über die
Initiative.

—Abwannmüssen Frauen
an den Orientierungstag?
Zuerst sollen Amherds Leute bis
Ende Jahr eineVorlage ausarbei-
ten, zu der sich Kantone, Partei-
en und andere Organisationen
äussern können. Dann ist das
Parlament am Zug. Wenn das
Parlament Ja sagt, folgt die Ab-
stimmung.Diesewird aber kaum
vor 2027 stattfinden.

Larissa Rhyn

Frauenmüssen künftig in
die Armee – für einen Tag
Personalmangel Armee und Zivilschutz
warnen, ihnen fehlten künftig die Leute.
Nun nimmt Viola Amherd die Frauen
in die Pflicht. Was ändert sich genau?

Service public Die Lohnverhand-
lungen 2025 zwischen dem Per-
sonalverband Transfair, der Ge-
werkschaft Syndicom und der
Post bzw. Postfinance sind ge-
scheitert. Betroffen sind rund
30’000 Beschäftigte. Jetzt kommt
es zu einem Schlichtungsverfah-
ren.Die Sozialpartnerhätten sich
weder in den regulären Lohn
verhandlungen noch in der pa-
ritätisch zusammengesetzten,
ständigen Fachkommission auf
Lohnmassnahmen einigen kön-
nen, teilte Transfair gesternmit.

«Die Vorstellungen der Ver-
handlungsparteien lagen eigent-
lich so nah beieinander, dass die
Post mit geringem Aufwand zu
einer tragfähigen und rascheren
Lösung hätte beitragen können»,
beklagt Transfair. Man sei ent-
täuscht. (SDA)

Verhandlungen
zu Post-Löhnen
sind gescheitert

Klage In denUSAhat die Börsen-
aufsicht SECTechmilliardärElon
Musk im Zusammenhang mit
seinen Aktienkäufen bei der
Übernahme von Twitter im Jahr
2022 verklagt. Die SEC führte in
dem Fall lange Ermittlungen.

Musk hatte Anfang 2022 da-
mit begonnen, amMarkt Aktien
von Twitter zusammenzukau-
fen. Die SEC verweist in der Kla-
geschrift darauf, dass sein An-
teil am 14. März 2022 fünf Pro-
zent erreichte. Nach den
US-Regeln hätte er dies binnen
zehn Kalendertagen öffentlich
machenmüssen.Musk gab aber
erst am 4. April – und damit elf
Tage zu spät – bekannt, dass er
bereits neun Prozent hält. Der
Aktienpreis sprang danach um
27 Prozent hoch, wie die SEC
hervorhob. (DPA)

ElonMusk soll bei
Twitter-Übernahme
getrickst haben


